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Antwort 

der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Evers, Kroll-Schlüter, Dr. Schäuble, 
Frau Hüriand, Tillmann, Burger, Weber (Heidelberg), Rollmann und der Fraktion 
der CDU/CSU 
- Drucksache 7/2464 - 

betr. sportliche Jugendbiidung 


Der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit hat 
mit Schreiben am 21. August 1974 - 014 - KA 7 - 56 - die 
Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 


1. Was hat die Bundesregierung bewogen, sportliche, kulturelle 
und soziale Tätigkeiten von freien Trägern der Jugendarbeit der 
politischen Bildung unterzuordnen? 

Die Fragestellung beruht auf einem Mißverständnis. Im Bun- 
desjugendplan sind das sportliche, kulturelle und soziale Enga- 
gement der freien Träger nicht der politischen Bildung unter- 
geordnet, sondern einander zugeordnet. 

Daß der politischen Bildung im Gesamtbereich des Bildungs- 
wesens besonderes Gewicht zukommt, dürfte unbestritten sein 
und hat z. B. auch im Bildungsgesamtplan seinen Niederschlag 
gefunden. Übereinstimmung besteht auch darin, daß politische 
Bildung nicht nur ein wichtiges eigenständiges „Fachprogramm" 
ist, sondern darüber hinaus „als Prinzip" die anderen Bildungs- 
programme durchdringt. Deshalb können sich mit Recht das 
soziale Engagement junger Menschen, die sozial-kulturelle 
Jugendarbeit und eine im umfassenden Sinne unter pädagogi- 
schen, sozialen und gesundheitlichen Gesichtspunkten angelegte 
sportliche Jugendbildung auf ihre jugend- und gesellschafts- 
politische Relevanz berufen. Nichts anderes meinen die Allge- 
meinen Richtlinien für den Bundes jugendplan, wenn sie in 
Nummer 1 Abs. 4 feststellen, daß politische Bildung „nicht ohne 
Bedeutung" für die anderen Programme des Bundesjugend- 
planes ist. 
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2. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß Pluralität und 
Flexibilität jugendlichen Tuns in den Förderungsprogrammen 
des Bundesjugendplanes audi dann zu wahren sind, wenn Ju- 
gendorganisationen satzungsgemäß und nach dem Interesse 
ihrer Mitglieder nicht in erster Linie politische Bildung betrei- 
ben, sondern sportliche, kulturelle oder soziale Jugendarbeit 
durchführen? 

Die Bundesregierung teilt diese Auffassung. So fördert sie die 
Arbeit der Jugendverbände in einem eigenen Programm des 
Bundesjugendplanes, das gleichrangig neben dem Fachpro- 
gramm „Politische Bildung außerhalb der Jugendverbände" 
steht. Sie tut dies in der Überzeugung, daß schon in der Selbst- 
organisation junger Menschen und in der verantwortlichen Mit- 
arbeit an den selbstgestellten Aufgaben eines Verbandes ein 
mit politischer Bildung gleichzusetzender Wert liegt. 


3. Ist die Bundesregierung bereit, durch Änderung der Allge- 
meinen Richtlinien für den Bundes jugendplan sicherzustellen, 
daß künftig sportliche, kulturelle und soziale Jugendbildung als 
eigenständig und gleichrangig neben der politischen Bildung 
anerkannt und gefördert werden? 

Diese Frage dürfte durch die Beantwortung der Fragen 1 und 2 
gegenstandslos geworden sein. 


4. Hält die Bundesregierung die Förderung der Deutschen Sport- 
jugend mit ihren 4,6 Millionen Mitgliedern aus dem Bundes- 
jugendplan für ausreichend? 

Die Förderung der Deutschen Sportjugend hält den Vergleich 
mit der Förderung anderer Jugendverbände aus. Allerdings 
kann diese Förderung nicht auf die Mitglieder in Ortsvereinen 
abstellen; aufgrund einer verfassungsrechtlich beschränkten 
Bundeskompetenz hat sie vielmehr - vom Programm „Inter- 
nationale Jugendarbeit" und einigen Modellvorhaben abge- 
sehen - nur die bundeszentrale Jugendarbeit zum Gegenstand. 
Es wird nicht bestritten, daß die Arbeit der Jugendverbände, 
auch der Sportjugend, zumindest in Teilbereichen mit verstärk- 
ten FEaushaltsmitteln noch ausgeweitet werden könnte. Ande- 
rerseits müssen auch die für den Bundesjugendplan bereitzu- 
stellenden Mittel nach den Notwendigkeiten des Bundeshaus- 
halts bemessen werden. 
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